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SCHWERPUNKT

Okonomie und Vertrauen
in die Zukunft

Niemand braucht in den nédchsten paar
Monaten ein Auto oder ein Fernsehgerét.
Das alte hélt es notfalls noch ein Weil-
chen aus. Niemand lebt nur deshalb un-
gesund, weil er oder sie im Freien turnt

Werner Vontobel

statt im Fitnessclub. Praktisch niemand
in der Schweiz ist mangels Geld unterer-
nahrt und es ist bisher kein Fall von
Fehlerndhrung bekannt, der darauf zu-
riickzufiihren wére, dass sich der betref-
fende preisgiinstig zu Hause statt teuer
im Restaurant ernédhrt. Die Alterung der
Haut ldsst sich mit dem Verzicht auf Ziga-
retten und Alkohol billiger und erfolg-
reicher bekdampfen als mit teurer Kosme-
tika.

Ob konsumiert wird und ob damit die
Wirtschaft lauft oder nicht, ist in einer
satten Gesellschaft nicht eine Frage der
Notwendigkeit oder nicht einmal der
Kaufkraft, sondern es ist eine Frage des
Vertrauens in die Zukunft. Wir geben
heute unser Geld aus, weil und solange
wir damit rechnen konnen, dass wir mor-
gen auch noch Geld verdienen bzw. ha-
ben werden.

Dieses Vertrauen zu bewahren, zu schaf-
fen und notfalls wieder herzustellen, ist
die zentrale Aufgabe der Wirtschaftspoli-
tik ausserhalb der Kriegszeiten. Und der
Umgang mit diesem Problem ist auch die
Scheidelinie zwischen einer rechten und
einer linken Wirtschaftspolitik.
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Die Rechte geht davon aus, dass das Prob-
lem im Prinzip gelost ist. Sie glaubt daran,
dass der Markt, wenn man ihn nur ma-
chen ldsst, von sich aus das Gleichgewicht
wieder herstellt. Niemand muss arbeitslos
sein, wenn er oder sie nur bereit ist, die
Lohnanspriiche gentigend tief zu senken,
ndmlich genau bis zu dem Punkt, wo der
Markt wieder sein Gleichgewicht gefun-
den hat. Wenn es dennoch Arbeitslosig-
keit gibt, so kann dies gemdss dieser Theo-
rie nur daran liegen, dass irgendjemand
das freie Funktionieren der Marktkréfte
verhindert hat.

Die politische Linke hingegen glaubt
nicht daran, dass die Krifte des Marktes
immer zu einem Gleichgewicht bei Voll-
beschéftigung tendieren. Sie hilt es fiir
moglich, dass aus Arbeitslosigkeit und
sinkenden Lohnen ein Teufelskreis mit
immer noch mehr Arbeitslosigkeit und
noch tieferen Lohnen entstehen kann.
Deshalb fordert sie eine aktive staatliche
Konjunkturpolitik, die im wesentlichen
aus zwel Instrumenten besteht: aus der
Budgetpolitik der Staatshaushalte und
aus der Zins- bzw. Geldpolitik der staatli-
chen Notenbank.

Wer hat nun Recht? Spétestens seit dem
Fall der Swissair ist die Antwort klar: Es
genfigt nicht, den Autopiloten einzu-
schalten, die Zielwerte Inflation und Bud-
getdefizit auf null zu stellen und bei Tur-
bulenzen das Tonband mit der Aufforde-
rung zu Flexibilitdt laufen zu lassen. Wenn
die Wirtschaft ins Schlingern gerit, ver-



trauen offenbar nicht einmal diejenigen
dem Markt, die dieses Vertrauen in Schon-
wetterperioden immer predigen - Leute
wie Rainer Gut, Marcel Ospel, Andres
Leuenberger oder auch FDP-Bundesriite
wie Kaspar Villiger oder Pascal Couche-
pin.

Diese Erkenntnis kommt nicht iiberra-
schend. Vertrauen war immer eine Sache
von Menschen und nicht von Mechanis-
mus, schon gar nicht von Marktmecha-
nismen, die ohnehin niemand versteht. «Il
faut que le pays sache, qu’il est gouverné.»
Das Land muss wissen, dass es regiert
wird. Mit diesem Satz begriindete etwa
der liberale Lausanner Wirtschaftsprofes-
sor Jean-Christian Lambelet in den neun-
ziger Jahren ein staatliches Konjunktur-
programm.

Das ist weiterhin richtig. In Krisenzeiten
kann das Vertrauen der Konsumenten nur
wieder hergestellt werden, wenn die Poli-
tik zeigt, dass sie sich um die Wirtschaft
kiimmert und notfalls selbst fiir die notige
Nachfrage sorgt. Auf die Dauer reicht es
allerdings nicht, dass die Wirtschaftspoli-
tik irgendetwas tut. Sie muss das Richtige
tun und zumindest das, was von einer
Mehrheit als richtig empfunden wird.
Dies wiederum setzt eine politische Dis-
kussion um die richtige Nachfragesteue-
rung voraus.

In dieser entscheidenden Frage ist die Lin-
ke nicht sehr prédsent. Im Gegenteil ist es
seit einigen Jahren unter Sozialdemokra-
ten und auch in einigen Gewerkschaften
(insbesondere im zuriickgestutzten «Re-
formfliigel» der SMUV) Mode geworden,
sich als die «besseren Unternehmer» dar-
zustellen. Einige haben, als Hotelier in Brig
oder als Immobilien-Tycoon in Ziirich, so-
gar versucht, dafiir den Tatbeweis anzutre-
ten. Das Debakel der Swissair beweist,
dass die modernen Manager der McKinsey-
Schule viel Unheil anrichten konnen, und
die Erfolge mit bestimmten Firmen bele-

gen, dass die Linke und die Arbeitnehmer-
schaftauch auf dem Gebiet der Produktion
und des Angebots etwas zu sagen haben.
Doch gerade wenn man sich auf dieses
Parkett wagt, ist es umso wichtiger, diese
angebotstheoretischen Ansidtze und ein
Konzept zur Steuerung und Forderung
der Nachfrage einzubauen. Davon ist je-
doch wenig bis nichts zu spiiren. Im wirt-
schaftspolitischen Programm der SP
Schweiz zum Beispiel steht den angebots-
politischen Ansitzen (wie Bildungsoffen-
sive, schirfere Wettbewerbspolitik, weni-
ger Staatsausgaben fiir Militar und Land-
wirtschaft) kein erkennbares nachfrage-
politisches Konzept entgegen. Auch wenn
es fiir alle diese Anliegen - wie erwédhnt -
gute Griinde gibt, so darf doch nicht ver-
gessen werden, dass durch besser ausge-
bildete Arbeitskrifte, durch einen schir-
feren Wettbewerb und durch eine Verlage-
rung der Produktionskapazititen in pro-
duktivere Tatigkeitsgebiete, als dies die
Landesverteidigung und die Bewirtschaf-
tung karger Boden darstellen, die Produk-
tion gesteigert wird — was nur dann etwas
niitzt, wenn diese zusétzlich auch konsu-
miert wird.

Genau dies ist jedoch nicht selbstver-
stéindlich. Siehe oben. Je satter eine Wirt-
schaft wird, desto besser muss die Nach-
frage gesteuert werden. Dies gilt nicht nur
wegen der zunehmenden Labilitdt der
Wirtschaft, sondern auch wegen des ab-
nehmenden Grenznutzens eines steigen-
den Bruttosozialprodukts. Die Gliicksfor-
schung hat inzwischen auch empirisch
bewiesen, was wir alle ldngst ahnen: Zu-
sitzliches Bruttosozialprodukt trdgt ab
einem Kaufkraftniveau von umgerechnet
rund 12 000 Franken pro Kopf nur noch
wenig bis nichts zur Steigerung des indivi-
duellen Wohlbefindens bei.

Ganz anders verhdlt es sich jedoch mit
sozialen Erscheinungen, die mit dem
Wachstum des Bruttosozialprodukts und
dessen Schwankungen verbunden sind.
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Je satter eine
Wirtschaft wird,
desto besser
muss die
Nachfrage
gesteuert

werden.



Menschen
fithlen sich umso
gliicklicher,

je besser der
Sozialstaat

ausgebaut ist.

So vermindert insbesondere zusatzliche
Arbeitslosigkeit erstens die Lebensfreude
der direkt Betroffenen und ihrer Angeho-
rigen, zweitens leiden aber auch alle an-
dern darunter, weil auch fiir sie zumindest
die Gefahr, arbeitslos zu werden, zu-
nimmt,

Okonomie des Gliicks

Dank der Okonomie des Gliicks kann
man die entgangene Lebensfreude mes-
sen bzw. vergleichbar machen. Dabei
stellt sich heraus, dass Arbeitslosigkeit die
Lebensfreude in etwa gleich stark triibt,
wie eine ernsthafte Krankheit, und sie
wiegt schwerer als ein sozialer Abstieg
vom obersten ins unterste Viertel der Ein-
kommensskala. In Geld ausgedriickt ent-
spricht dies einem Riickgang des Einkom-
mens um rund 40 Prozent.

Doch auch fiir die nicht direkt betroffene
Bevolkerung hat ein Anstieg der Arbeits-
losigkeit einen starken Einfluss auf das
Wohlbefinden. Der britische Okonom
Andrew Oswald schitzt, dass der mit ei-
ner mittleren Rezession normalerweise
verbundene Anstieg der Arbeitslosenquo-
te um 1,5 Prozentpunkte das Wohlbefin-
den selbst dann gleich stark mindern wiir-
de wie ein Riickgang des Pro-Kopf-Ein-
kommens um 3 Prozent, wenn die Rezes-
sion selbst das Einkommen nicht beein-
flussen wiirde.

Zidhlt man die beiden Effekte, den direk-
ten und den indirekten, zusammen und
teilt alles durch die Gesamtbevolkerung,
so kommt man (bzw. kommt Oswald) auf
eine Grossenordnung von mindestens 4
Prozent mehr Bruttosozialprodukt, die es
braucht, um 1,5 Prozentpunkte mehr Ar-
beitslosigkeit aufzuwiegen.

Die politische Erkenntnis daraus wire,
dass sich ein Land ziemlich viel an sozia-
ler Abfederung und an Konjunktursteue-
rung leisten kann und leisten sollte, auch
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dann, wenn diese Massnahmen die Effizi-
enz der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion vermindern sollten. Bleibt die Frage,
wo denn nun die Wirtschaftspolitik anset-
zen muss, um die gewiinschte Sicherheit
vor den unerwiinschten Auswirkungen
konjunktureller Schwankungen zu ge-
wihrleisten.

Eine Antwort darauf heisst ganz klar: So-
zialstaat. Oswalds Untersuchungen bestd-
tigen die Vermutung, dass sich die Men-
schen umso gliicklicher fiihlen, je besser
der Sozialstaat ausgebaut ist. Schon der
kleine Unterschied zwischen Irland (wo
die Arbeitslosen mit 28 Prozent eines
Durchschnittslohns entschidigt werden)
und Frankreich, wo diese Quote 31 Pro-
zent betrdgt, ist den Leuten rund 2,5 Pro-
zent ihres Bruttosozialprodukts wert. Mit
andern Worten: Der Ausbau des Sozial-
staats kann auch dann im Gesamtinteres-
se liegen, wenn er — wie die Kritiker be-
haupten - mit einer leichten Wachstums-
einbusse verbunden wire. Uberdies zeigt
zumindest die langjdhrige Erfahrung der
Nachkriegsjahre, dass Staaten mit einem
gut ausgebauten Wohlfahrtssystem eher
weniger Arbeitslosigkeit haben.

Dass die USA seit 1993 punkto Arbeitslo-
sigkeit besser dastehen als die EU-Staaten,
diirfte einer der vielen Belege dalfiir sein,
dass der beste Sozialstaatimmernoch eine
gute Nachfragepolitik ist. Zwar ist es im-
mer gut, Arbeitslosigkeit und andere
Wechselfille des Lebens sozial abzusi-
chern. Noch besser ist es aber, Arbeitslo-
sigkeit im vornherein zu verhindern. (Wie
die Gliicksforschung zeigt, kann die sozia-
le Isolation, die mit Arbeitslosigkeit ver-
bunden ist, auch mit viel Geld nur sehr
unvollstindig kompensiert werden.)

Dass eine aktive staatliche Nachfrage-
steuerung iiberhaupt notwendig ist, hingt
mit dem Marktversagen zusammen bzw.
mit der Erkenntnis, dass der freie Wetthe-
werb allein eben nicht automatisch zum



Gleichgewicht fiihrt. Vor allem die zwei
wichtigsten Markte neigen bedenklich
zum Ungleichgewicht: der Arbeitsmarkt
und der Kapitalmarkt. Hier muss die Poli-
tik ansetzen.

Kapitalmarkt

In der reinen Theorie wird der Kapital-
markt dadurch im Gleichgewicht gehal-
ten, dass die Zinsen sinken, sobald die
Nachfrage nach Investitionsgiitern nach-
ldsstbzw. sobald zuviel gespart wird. Inder
Praxis geschieht dies jedoch nicht. Schuld
daran ist vor allem die Tatsache, dass Ka-
pitalmérkte Occasionsmdrkte sind, weil
auf ihnen zu 99 Prozent bereits vorhande-
ne Schulden und Beteiligungen (Obliga-
tionen und Aktien) gehandelt werden. So
sind etwa im Verlaufe der neunziger Jahre
die Investitionen in der Schweiz um rund
15 Prozent zurtickgegangen und dennoch
sind die Renditeerwartungen des Kapital-
marktes gestiegen, weil eine Verdreifa-
chung der Unternchmensgewinne zu ei-
nem Run auf die Aktien mit einem entspre-
chenden Borsenrallye gefiihrt hatte.

Daneben gibt es noch viele andere Griin-
de, warum ein immer globalerer Kapital-
markt die Tendenz hat, Krisen zu ver-
schérfen, statt Gleichgewichte wieder her-
zustellen. Einer davon ist die zunehmen-
de Tendenz der Finanzinstitute, Risiken
zu vermeiden und sie auf ein schlecht
informiertes Publikum abzuwiélzen. Ein
Beispiel dafiir ist die IPO-Euphorie der
spéten neunziger Jahre. Weitere Beispiele
sind die immer héufigeren, aber fiir die
Industrielinder immer glimpflicheren Fi-
nanzkrisen in den so genannten Schwel-
lenldndern. Sie hingen fast alle damit zu-
sammen, dass die Finanzprofis aus Angst
vor echten Risiken ihr Geld immer nur
kurzfristig anlegen und beim kleinsten
Anzeichen von Unsicherheit kollektiv
zurlickziehen. Auch der Fall der Swissair
passt {ibrigens nicht schlecht in dieses
Grundmuster.

Welche politischen Forderungen ergeben
sich daraus? Zum einen muss die Geldpo-
litik der Nationalbank ganz klar in den
Dienst der makrotkonomischen Stabili-
tat gestellt werden. Konkret bedeutet dies,
dass die Nationalbank einen Zins ansteu-
ern muss, der in etwa den nominalen
Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts
entspricht. Notfalls miissen die Zinsen
sogar negativ werden, wie dies die US-
Zentralbank 1992 vorexerziert hat.

Zweitens muss zwingend daftir gesorgt
werden, dass zwischen den Banken genii-
gend Wettbewerb herrscht. Nur so gibt es
eine verniinftige Chance, dass die Zinssen-
kungen der Nationalbank auch an die Kre-
ditnehmer weitergegeben werden. Zurzeit
sind in der Schweiz diese Voraussetzungen
nicht mehr gegeben. Die Schweiz hat einen
der am meisten konzentrierten Banken-
mirkte der westlichen Industrieldnder.

Drittens muss der Staat im Falle von gros-
seren Infrastrukturaufgaben selbst aktiv
werden. Der heutige, risikoscheue Kapi-
talmarkt bietet keine hinreichende Ge-
wihr dafiir, dass grossere, langerfristig
angelegte Infrastrukturaufgaben finan-
ziert werden konnen. Die Gotthardbahn
konnte heute nicht mehr gebaut werden
und die neue Crossair wire vom Kapital-
markt wohl auch dann nicht finanziert
worden, wenn deren spitere Rentabilitat
zu 99 Prozent garantiert worden wire.

Viertens: Die Politik muss alle Bemiihun-
gen unterstiitzen, die geeignet erscheinen,
dem Kapitalmarkt ein moralisches und
soziales Gewissen zurlickzugeben. Insbe-
sondere sind die Pensionskassen aufge-
fordert, ihr Geld nur in sozial, ethisch und
dkologisch unbedenkliche Unternehmen
zu investieren.

Arbeitsmarkt

Die grosse Quelle der Instabilitit einer
modernen Wirtschaft ist der Arbeitsmarkt.
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Die Politik muss
alle Bemiihungen
unterstiitzen,
dem Kapital-
markt ein
moralisches

und soziales
Gewissen

zuriickzugeben.



Nachfrage nach
Freizeit und ihre
Gestaltung ist
ein kollektiver
Prozess, der
politisch
gesteuert

werden muss.

Hier missen Millionen von Menschen
gleichzeitig Arbeit, Konsum und Freizeit
optimieren, und zwar wihrend des ganzen
Lebens. Viele haben sogar den Wunsch,
spatere Generationen auch noch in ihre
Planung einzubeziehen. Es braucht nur
bescheidene Kenntnisse der Mathematik,
um zu erahnen, dass ein solcher Optimie-
rungsprozess keinerlei Chance hat, nicht
im Chaos und Ungleichgewicht zu enden,
wenn nicht ein grosses Mass an kollekti-
ver Steuerung vorhanden ist.

Auch rein intuitiv wird schnell klar, wa-
rum der Arbeitsmarkt von einem stindigen
Uberangebot bedroht ist: Angesichts des
hohen Standards unserer Produktions-
technologie reichen rund 50 000 Arbeits-
stunden aus, um ein Leben von 600 000
Stunden angenehm zu gestalten. Das sieht
aus wie ein Leben in Saus und Braus;
doch die Sache ist nicht so einfach. Jeder
einzelne muss damit rechnen, 700 000
oder gar 800 000 Stunden am Leben zu
bleiben. Dannreichen 50 000 Arbeitsstun-
den vielleicht nicht. Und selbst wenn ich
mit 45 Jahren schon 45 000 Stunden geleis-
tet und die entsprechenden Guthaben fiir
das Alter angehduft habe, wer garantiert
mir, dass ich tibermorgen noch Arbeit krie-
ge und nicht arbeitslos oder krank werde?

Kurz, es braucht nicht allzu viel Lebens-
erfahrung, um zu erkennen, dass umso
mehr Arbeit angeboten und umso weniger
konsumiert wird, je grosser die Unsicher-
heit ist. Der Arbeitsmarkt neigt also stin-
dig zu einem Uberangebot an Arbeitskrif-
ten und zur Arbeitslosigkeit. Die fiir das
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht und
fiir die Optimierung des individuellen
Gliicks unbedingt notwendige Nachfrage
nach Freizeit stellt sich nur dann einiger-
massen ein, wenn die Wirtschaftsteilneh-
mer gegen die Wechselfdlle des Lebens
weitgehend abgesichert sind.

Dazu kommt noch ein weiteres Problem:
Freizeit wird nur nachgefragt, wenn es ein

Rote Revue 1/2002

soziales Leben nach der Arbeit gibt. Nur
wenige Leute verbringen ihre Freizeit ger-
ne allein. Nachfrage nach Freizeit und
ihre Gestaltung ist somit ein kollektiver
Prozess, der politisch gesteuert werden
muss.

Die Moglichkeiten, diesen Prozess hin zu
einer Freizeitgesellschaft zu fordern, sind
zahlreich. Sie reichen von der Unterstiit-
zung individueller Bildungsangebote bis
zur national eingefiihrten 39-, 38- oder gar
35-Stunden-Woche.

Ein naheliegender Ansatz erscheint je-
doch besonders vielversprechend, weil er
auf zweifache Weise wirkt. Die Rede ist
hiervom «Modell VW». Allgemeiner aus-
gedriickt geht es dabei darum, die Arbeit
dann zu verkirzen, wenn sie aufgrund
der abnehmenden Nachfrage oder des
technologischen Fortschritts weniger
wird, und sie auf mehr Schultern zu ver-
teilen. Dabei wird zumindest ein Teil der
eingesparten Arbeitslosenversicherungs-
gelder dazu verwendet, einen Teil des Ver-
dienstausfalls voriibergehend zu kom-
pensieren.

Dieses Modell wirkt erstens als Risiko-
schutz. Die Gefahr, in Folge eines wirt-
schaftlichen Abschwungs die Stelle zu
verlieren, wird kleiner bzw. reduziert sich
auf die Gefahr, voriibergehend weniger
zur verdienen. Diese Gewissheit allein
kann verhindern, dass sich ein Ab-
schwung zur Krise ausweitet.

Zweitens flihrt das Modell erfahrungsge-
mass auch dazu, dass die Betroffenen auf
den Geschmack kommen: Die Arbeitneh-
mer machen die Erfahrung, dass 10 Pro-
zentmehr Freizeit gegen 10 Prozent weni-
ger Lohn ein lohnendes Geschift sein
kann. Die Betriebe machen die Erfah-
rung, dass Arbeit auch anders und flexib-
ler organisiert werden kann. Und die lo-
kalen Politikern lernen, wie man Schlaf-
stadte zum Leben erweckt bzw. wie man



eine Gesellschaft mit mehr Freizeit orga-
nisiert.

Niemand braucht in den nichsten Wo-
chen dringend ein neues Fernsehgerit
oder ein neues Auto, und fast niemand
lebt besser, wenn das zusétzliche Auto in
der Garage und der grossere Fernseher in
der Stube steht. Doch fast alle kénnten
ihren Lebensgenuss mit einer besseren

Mischung von Freizeit und bezahlter Ar-
beit sowie mit einer besseren Qualitéit der
Arbeit und der Freizeit erheblich verbes-
sern. Dies ist die grosse Herausforderung
der Wirtschaftspolitik.

Werner Vontobel ist Okonom und
Mitglied der Geschaftsleitung der
Wirtschaftszeitschrift «Cash», Ziirich.

Rote Revue 1/2002



	Ökonomie und Vertrauen in die Zukunft

